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LEGAL UPDATE GESUNDHEITSRECHT 

Köln, 26.03.2024 

Das Krankenhaustransparenzgesetz kommt!  

Maren Freymuth 

Der Bundesrat hat am 22. März 2024 das Ge-

setz zur Förderung der Qualität der stationären 

Versorgung durch Transparenz (sog. „Kranken-

haustransparenzgesetz“) gebilligt. Das parla-

mentarische Gesetzgebungsverfahren ist damit 

abgeschlossen – als nächster Schritt folgt die 

Gegenzeichnung, Ausfertigung und Verkün-

dung im Bundesgesetzblatt. Das Gesetz wird 

dann am Tag nach der Verkündung in Kraft tre-

ten. 

Ziele des Gesetzes 

Mit dem Krankenhaustransparenzgesetz soll 

die Qualität der Krankenhäuser in Deutschland 

für die Bürgerinnen und Bürger transparent ge-

macht werden. Durch das Gesetz wird die 

Grundlage für die Veröffentlichung eines „Klinik-

Atlas“ geschaffen, in dem sich die Bürgerinnen 

und Bürger über die Leistungen und die Qualität 

der stationären Versorgung in den einzelnen 

Krankenhäusern informieren können. Die indivi-

duelle Entscheidungsmöglichkeit von Patientin-

nen und Patienten soll hierdurch unterstützt und 

gestärkt werden. Zudem soll durch verschie-

dene Regelungen die Liquidität von Kranken-

häusern erhöht werden.  

Wesentliche Regelungen des neuen Ge-

setzes 

Einführung eines Transparenzverzeichnis-

ses 

Eine wesentliche Neuerung durch das Kranken-

haustransparenzgesetz wird die Einführung ei-

nes Transparenzverzeichnisses als sog. On-

line-Verzeichnis sein. Das Verzeichnis soll ab 

Mai 2024 durch das Bundesgesundheitsminis-

terium veröffentlicht werden. 

Die Krankenhäuser werden hierbei durch das 

Krankenhaustransparenzgesetz gesetzlich 

dazu verpflichtet, Daten über ihr Leistungsan-

gebot, ihre personelle Ausstattung sowie über 

bestimmte Qualitätsaspekte mitzuteilen. Ihre 

Datenübermittlung soll hierbei an das Institut für 

das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) er-

folgen. Das InEK wiederum wird verpflichtet, die 

bei ihm vorhandenen Daten und Datenauswer-

tungen an das Institut für Qualitätssicherung 

und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) 

zu übermitteln. Dieses Institut wertet die erhal-

tenen Daten dann zusammen mit bei ihm vor-

handenen Qualitätsdaten aus und übermittelt 

diese Auswertung an das Bundesgesundheits-

ministerium zum Zwecke der Veröffentlichung.  



 

2 

Level-Zuordnung von Krankenhäusern 

Darüber hinaus sollen die einzelnen Kranken-

hausstandorte einer einzelnen Versorgungs-

stufe – sogenanntes Level – zugeordnet wer-

den. Die Zuordnung soll hierbei abhängig von 

der Anzahl und der Art der von dem jeweiligen 

Krankenhaus vorgehaltenen Leistungsgruppen 

erfolgen. Der Gesetzgeber verfolgt hierbei das 

Ziel, dass ohne große Hürden eingeschätzt wer-

den kann, wie das Leistungsspektrum eines 

konkreten Krankenhauses aussieht. Vorgese-

hen sind hierbei Level der Stufen 1 bis 3 sowie 

zudem eigene Level für Fachkrankenhäuser 

und sektorenübergreifende Versorger (Level F 

und Level 1i). Level 3 soll hierbei für eine um-

fassende Versorgung stehen, Level 1 für eine 

Basisversorgung.  

Steigerung der Liquidität von Krankenhäu-

sern  

Durch das Krankenhaustransparenzgesetz 

möchte der Gesetzgeber zudem eine Erhöhung 

der Liquidität von Krankenhäusern in Deutsch-

land erreichen. Konkrete Maßnahmen sind hier-

bei unter anderem die Einführung einer frühzei-

tigen Refinanzierung von Tariflohnsteigerun-

gen, die Erhöhung des vorläufigen Pflegeent-

geltwertes von 230 EUR auf 250 EUR sowie ein 

vorläufiger Mindererlösausgleich auch für 

Folgejahre. Dies bedeutet, dass Krankenhäu-

ser, für die noch keine genehmigte Vereinba-

rung zum Pflegebudget vorliegt, einen Aus-

gleich der noch nicht finanzierten Pflegekosten 

erhalten, wenn sich herausstellt, dass die indi-

viduellen Pflegekosten des konkreten Kranken-

hauses mit dem abgerechneten Pflegeentgelt-

wert in den vorangegangenen Jahren unterfi-

nanziert werden.  

Ausblick 

Das Krankenhaustransparenzgesetz wird nach 

Unterzeichnung und Verkündung im Bundesge-

setzblatt in Kraft treten. Hiermit ist kurzfristig zu 

rechnen.  

Durch das Gesetz wird es zu Änderungen und 

Ergänzungen vor allem im SGB V kommen. Es 

ist zu erwarten, dass sich verschiedene rechtli-

che Fragestellungen vor allem mit Blick auf die 

Datenübermittlung durch Krankenhäuser erge-

ben werden. Für Krankenhäuser bzw. ihre Trä-

ger macht es Sinn, sich aufgrund des zu erwar-

tenden kurzfristigen Inkrafttretens des Geset-

zes möglichst zeitnah mit den Neureglungen zu 

befassen.  

Gerne beraten wir Sie zu allen aufkommenden 

Fragen rund um das Gesetz zur Förderung der 

Qualität der stationären Versorgung durch 

Transparenz (Krankenhaustransparenzgesetz). 

Sprechen Sie uns bei Bedarf gerne an. 
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Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Maren Freymuth unter +49 221 33660281 oder MFrey-

muth@GOERG.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit die ser Text besser lesbar ist, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  

Unsere Standorte 

GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 

BERLIN  

Kantstr. 164, 10623 Berlin 

Tel. +49 30 884503-0  

Fax +49 30 882715-0 
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Tel. +49 40 500360-0 

Fax +49 40 500360-99 

FR ANKFURT AM M AIN  

Ulmenstr. 30, 60325 Frankfurt am Main 

Tel. +49 69 170000-17  

Fax +49 69 170000-27 

KÖLN 

Kennedyplatz 2, 50679 Köln  

Tel. +49 221 33660-0  

Fax +49 221 33660-80 

MÜNCHEN 

Prinzregentenstr. 22, 80538 München 

Tel. +49 89 3090667-0 

Fax +49 89 3090667-90 
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